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 Landkreis Lüneburg 
  D E R  L A N D R A T  

 
Büro Landrat Vorlagenart Vorlagennummer 
Aktenzeichen: 01 
Datum:  08.12.2009 
Sachbearbeiter/in:  Ammoneit, Britta 
 

Beschlussvorlage 2009/295 

 Öffentlichkeitsstatus: öffentlich 
 
 

Beratungsgegenstand: 
Umbesetzung von Fachausschüssen und sonstigen Stellen 
 
Produkt/e: 
111-110 Büro Landrat 
 
Beratungsfolge 
Status Datum Gremium 
Ö 21.12.2009 Kreistag 
 
Anlage/n: 
keine 
 

 
 
Beschlussvorschlag:  
Folgende Umbesetzungen werden festgestellt: 
Jugendhilfeausschuss: 
Miriam Staudte ist als stellvertretendes Mitglied aus dem Jugendhilfeausschuss ausgeschieden. 
Nachfolger ist Rolf Rehfeldt. 
Die Umbesetzung wird gemäß § 47b NLO festgestellt. 
Verbandsversammlung Sparkassenzweckverband: 
Frank Forstreuter ist als stellvertretendes Mitglied aus der Verbandsversammlung ausgeschieden. 
Nachfolger ist Martin Köne. 
Die Umbesetzung wird gemäß § 4 Abs. (1) der Verbandsordnung für den Sparkassenzweckverband 
festgestellt. 
Integrationsbeirat für Stadt und Landkreis Lüneburg: 
Frank Forstreuter ist als stellvertretendes Mitglied aus dem Integrationsbeirat ausgeschieden. 
Nachfolgerin ist Miriam Staudte. 
Die Umbesetzung wird gemäß § 4 Ziffer 3 der Vereinbarung über die Bildung eines gemeinsamen 
Integrationsbeirates für Stadt und Landkreis Lüneburg festgestellt. 
 

 
Sachlage: 
 
Im Nachgang zu den bereits im Kreistag am 02.11.2009 festgestellten Umbesetzungen aufgrund des 
Ausscheidens von Frank Forstreuter aus dem Lüneburger Kreistag teilt die Grüne-Fraktion die folgenden 
Umbesetzungen mit: 
 
1.) Stellvertretendes Mitglied im Jugendhilfeausschuss für die bisherige Vertreterin Miriam Staudte wird 

Rolf Rehfeldt. 
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2.) Stellvertretendes Mitglied in der Verbandsversammlung des Sparkassenzweckverbandes als 

Nachfolger für Frank Forstreuter wird Martin Köne. 
3.) Stellvertretendes Mitglied im Integrationsbeirat für Stadt und Landkreis Lüneburg als Nachfolgerin für 

Frank Forstreuter wird Miriam Staudte. 
 
Die Umbesetzungen sind durch den Kreistag festzustellen. 
 
 

 
 

 


